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Für Klarheit sorgen
Von Gerlinde Sommer

Es hatte all die Jahre funktio-
niert: Ehemalige Hauptamtli-
che von der Stasi durften bei
der Unterlagenbehörde arbei-
ten. Erst hieß es, man brauche
sie. Da war die Behörde noch
kaum nach Gauck benannt im
halböffentlichen Sprachge-
brauch. Dann hieß es, es sei
nicht so einfach, sich von ih-
nen zu trennen – da hatte
schon Frau Birthler das Sa-
gen. Und zwischendurch wur-
de immer wieder versucht,
durch Nichtthematisierung
das anrüchige Personalthema
vergessen zu machen. Denn
merkwürdig und mehr als das
war es immer, dass die Stasi-
Aufarbeitung vermeintlich
nicht ohne Stasi geschehen
konnte.

Jetzt kommt Roland Jahn
und will für Klarheit sorgen.
Und merkwürdigerweise steht
ein SPD-Mann Gewehr bei
Fuß, um nicht etwa Jahn, son-
dern die Altlasten zu verteidi-
gen. Was er Jahn vorwirft, hat

das Zeug dazu, den neuen
Behördenchef mundtot ma-
chen zu wollen. „Schaum vor
dem Mund“ habe Jahn, so
Wiefelspütz. Schaum vor dem
Mund ist Zeichen einer Krank-
heit. Offenbar war es auch so
gemeint, denn aus der Sicht
von Wiefelspütz ist Jahn als
vermeintlicher Eiferer für die
Aufgabe, die er jüngst über-
nommen hat, gar nicht geeig-
net.

Im Nachhinein lässt sich
leicht fragen, warum die einsti-
gen Stasi-Mitarbeiter seiner-
zeit nicht nur auf Zeit ange-
stellt wurden. Im Nachhinein
lässt sich auch sagen: Der
Westen hat sich um das The-
ma wenig geschert – und den-
noch immer darauf geachtet,
dass nicht gar zu tief nach den
Verstrickungen auf BRD-Sei-
te geforscht wurde.

Wenn Jahn seinen ersten
Kampf um die nötige Klarheit
gewinnt, kann er sich auch um
diesen Teil deutsch-deut-
scher Wahrheit bemühen. Es
wird allerhöchste Zeit.

NACHRICHTEN

Bis zu 1000 Tote befürchtet
Mailand. (dapd) Vor der liby-
schen Küste soll ein Flücht-
lingsboot mit 600 Menschen
an Bord gesunken sein. Das
Boot war nach Augenzeu-
genberichten bereits am Frei-
tag auf dem Meer auseinan-
dergebrochen und gesunken,
so eine Sprecherin des UN-

Flüchtlingshilfswerks
UNHCR. Laura Boldrini er-
klärte, in den vergangenen
Monaten hätten mindestens
drei Flüchtlingsschiffe Li-
byen verlassen und Italien nie
erreicht. Bis zu 1000 Men-
schen könnten dabei ums Le-
ben gekommen sein.

Schäuble erwartet Steuerplus
Berlin. (afp) Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble
(CDU) erwartet für Bund,
Länder und Gemeinden bis
2014 ein deutliches Steuer-
plus. Aus dem Schätzvor-
schlag des Bundes für die an-
stehende Steuerschätzung
geht laut „Frankfurter Rund-

schau“ hervor, dass in diesem
und den kommenden drei
Jahren insgesamt 136 Milliar-
den Euro mehr eingenom-
men werden könnten als er-
wartet. Das Ministerium geht
von 19 Milliarden Euro
Mehreinnahmen für den
Bund für dieses Jahr aus.

Feier mit einer Militärparade
Moskau. (dapd) Mit einer
großen Parade auf dem Roten
Platz in Moskau hat Russland
den Jahrestag des Sieges über
Nazi-Deutschland 1945 ge-
feiert. Das Land sei dem Frie-
den und der weltweiten Sta-
bilität verpflichtet, sagte Prä-
sident Dmitri Medwedew vor

tausenden Soldaten und
zahlreichen Gästen. Etwa
20 000 Soldaten marschier-
ten vor dem Kreml über den
weiten Platz, gefolgt von
Fahrzeugen der Streitkräfte,
wie gepanzerten Mann-
schaftswagen oder mobilen
Raketen-Abschussrampen.

Aufarbeitung soll
glaubwürdig sein
Bundesregierung stellt sich hinter Stasi-Beauftragten Jahn
Berlin. (dapd) Die Bundesregie-
rung hat Verständnis für die
Überlegung des Chefs der Stasi-
Unterlagen-Behörde geäußert,
ehemalige Stasi-Mitarbeiter aus
seinem Haus zu versetzen. Was
Roland Jahn bewege, seien die
Gefühle der Opfer, sagte Regie-
rungssprecher Steffen Seibert in
Berlin. „Die Bundesregierung
versteht, dass es für die Opfer
der SED-Diktatur schmerzlich
ist, in der Stasi-Unterlagenbe-
hörde Ex-Angehörigen der Stasi
zu begegnen“.

Jahn habe angekündigt, mit
den 48 betroffenen Behörden-
mitarbeitern zu besprechen, ob
eine „angemessene Weiterbe-
schäftigung“ in einer anderen
Behörde möglich sei, sagte Sei-
bert. Damit gehe der Stasi-Un-
terlagen-Beauftragte „genau den
richtigen Weg“.

Zuvor hatte Jahns Vorschlag

für Diskussionen gesorgt. Wäh-
rend Vertreter von Union und
FDP sich positiv äußerten,
sprach der innenpolitische
Sprecher der SPD-Bundestags-
fraktion, Dieter Wiefelspütz,
Jahn die Eignung für sein Amt
ab. Er warf ihm vor, als „Eiferer“
gegen die betroffenen Mitarbei-
ter vorzugehen. Jahn habe
„Schaum vorm Mund“, so Wie-
felspütz.

Jahn verteidigte seinen Vor-
schlag. „Es ist wichtig, dass die
Glaubwürdigkeit der Aufarbei-
tung nicht beschädigt wird“, sag-
te er. Die Vereinigung der Opfer
des Stalinismus (VOS) stellte
sich ebenso wie das Bürgerko-
mitee Leipzig zur Aufarbeitung
der ehemaligen DDR-Staatssi-
cherheit hinter Jahn. Die VOS
griff Wiefelspütz scharf an: Der
SPD-Politiker nehme Stasi-Tä-
ter in Schutz, sagte VOS-Vorsit-

zender Johannes Rink. Diese
hätten in der Behörde zur Aufar-
beitung der Stasi-Unterlagen
„nichts verloren“. Rink forderte
Wiefelspütz auf, sich für seine
„abfälligen Äußerungen“ zu ent-
schuldigen. Der Leiter der Stasi-
Gedenkstätte „Runde Ecke“ in
Leipzig, Tobias Hollitzer, er-
klärte: „Jahns Vorstoß zeigt ein-
mal mehr, dass er genau der
Richtige für dieses Amt ist.“

Der Vorsitzende des Beirates
der Stasi-Unterlagen-Behörde,
Richard Schröder, forderte Jahn
dagegen auf, bei seiner Arbeit
nicht allein die Perspektive der
SED-Regime-Opfer einzuneh-
men. „Dass die Perspektive der
Opfer das letzte Wort hat, ist
nicht in Ordnung“, sagte er.
„Opfer und Täter sind befangen.
Der Bundesbeauftragte hat die
Aufgabe, die Behörde in der Mit-
te zu halten.“ Kommentar

Gelebte Freundschaft
Von Hartmut Kaczmarek

Die Brücke von Frankreich
über Deutschland nach Polen
schlagen – das Weimarer
Dreieck lebt nicht von den
Treffen der Staatsmänner.
Das haben die vergangenen
Jahre gezeigt, als das Bünd-
nis in mehr oder weniger gro-
ßer Agonie lag. Gelegentliche
Freundschaftsbekundungen
sind das eine, täglich gelebte
Partnerschaft zwischen Men-
schen das andere.

Hier gibt es noch viel zu
tun. Das zeigen gerade die
Bemühungen im 20. Jubi-
läumsjahr des Weimarer
Dreiecks. Eine kritische Be-
standaufnahme gehört zu so
einem runden Geburtstag da-

zu. Und dann muss man zu
dem Ergebnis kommen, dass
viel zu tun ist, damit Begeg-
nungen der Menschen aus
den drei Ländern noch selbst-
verständlicher werden, damit
von unten wächst, was oben
einstmals geschaffen worden
ist.

Es gibt vorbildliche Städte-
und Schulpartnerschaften in
Thüringen, gelebte Freund-
schaft. Es gibt aber immer
noch viel zu viele Menschen,
denen die Nachbarn in Ost
und West egal sind. Dabei
sind wir aufeinander angewie-
sen und können voneinander
profitieren. Die gestern unter-
zeichnete Vereinbarung über
Lehreraustausch zeigt, wohin
die Reise gehen muss.

Brüderle würde wechseln
Berlin. (dapd) Bundeswirt-
schaftsminister Rainer Brü-
derle ist bereit, die Nachfolge
von FDP-Fraktionschefin
Birgit Homburger anzutre-
ten, will eine Kampfkandida-
tur aber offenbar nicht riskie-
ren. Aus Parteikreisen in Ber-
lin verlautete, Brüderle sei
bereit, den Fraktionsvorsitz
zu übernehmen, wenn Hom-
burger nicht mehr antrete.
Würde Brüderle Fraktions-
chef, könnte der designierte
Parteivorsitzende Philipp
Rösler das Wirtschaftsminis-
terium übernehmen.

Bereit für Rochade: Bundes-
wirtschaftsminister Rainer
Brüderle (FDP). Foto: dapd

Syrien hält Druck aufrecht
Beirut/Sanaa. (dapd) Die sy-
rischen Sicherheitskräfte
haben im ganzen Land hun-
derte Regimekritiker festge-
nommen. Razzien gab es
nach Angaben von Men-
schenrechtsaktivisten vor al-
lem in den Hochburgen des

Protests, wie Homs, Banias
und Daraa. Bisher sind mehr
als 630 Menschen bei den
Protesten getötet worden.

Sicherheitskräfte im Je-
men schossen unterdessen
auf Demonstranten und töte-
ten drei Menschen.

PRESSESCHAU

Die „Rhein-Neckar-Zei-
tung“ (Heidelberg) zur FDP
und Philipp Rösler:
„Das einzige spürbare Mitleid
lebt dieser Tage der desig-
nierte Parteichef Philipp Rös-
ler aus: Er belässt Guido
Westerwelle im Amt und gibt
nun womöglich Rainer Brü-
derle eine neue Bedeutung.
Vordergründig aus Mitleid mit
den verdienten Wahlkämp-
fern und alten Haudegen – in
Wahrheit jedoch aus Schwä-
che.“

„Handelsblatt“ (Düssel-
dorf) zur Pakistan-Politik
der USA:
„Wenn die USA könnten, wie
sie wollten, dann hätten sie
Pakistan schon lange sich
selbst überlassen: Wenn Pa-
kistan keine 100 Atombom-
ben besäße, wenn es nicht an
Afghanistan grenzte und
wenn es nicht immer wieder
Platz für Terroristen hätte.
Verstanden hat Washington
nie, wie das Land ... eigentlich
funktioniert.“

Suche nach Komplizen
Pakistans Ministerpräsident Gilani weist Vorwürfe zurück
Islamabad/Washington/Berlin.
(dapd/afp) Eine Woche nach
der Tötung von Osama Bin La-
den hat der pakistanische Minis-
terpräsident Yousuf Raza Gilani
Vorwürfe zurückgewiesen, Be-
hörden seines Landes hätten
den El-Kaida-Chef unterstützt.
Gilani sagte vor dem Parlament,
Bin Laden sei in Pakistan kein
Unterschlupf gewährt worden.
Auch den Vorwurf der Inkom-
petenz wies er zurück.

Gilani bezeichnete den Tod
Bin Ladens in seiner Rede als
angemessen. Er kündigte eine
Untersuchung dazu an, wie der
Terrorchef sich so lange im Land
verstecken konnte. Der Minis-

terpräsident warnte außerdem
vor weiteren unilateralen Ein-
sätzen auf pakistanischem Bo-
den. Gleichzeitig betonte er, die
Beziehung zu den Vereinigten
Staaten seien weiterhin stark.

Bin Laden wurde vor einer
Woche von einer US-Spezial-
einheit in der pakistanischen
Garnisonsstadt Abbottabad auf-
gespürt und getötet.

Der pakistanische Botschaf-
ter in den USA kündigte perso-
nelle Konsequenzen in seiner
Heimat an. „Es werden Köpfe
rollen, wenn die Untersuchung
abgeschlossen ist“, sagte Husain
Haqqani dem US-Sender CNN.
„Und wenn – Gott bewahre! – je-

mandem Komplizenschaft
nachgewiesen wird, gibt es auch
dafür null Toleranz.“

Unterdessen forderte auch
Bundesaußenminister Guido
Westerwelle Pakistan zur Suche
nach möglichen Unterstützern
Osama bin Ladens in der Regie-
rung des Landes auf. Es müsse
aufgeklärt werden, wie ein Ter-
roristenführer so lange unbehel-
ligt in der Nähe von Islamabad
leben konnte, sagte der FDP-Po-
litiker in Berlin. „Hier hat die pa-
kistanische Regierung einen un-
bedingten Aufklärungsauftrag.
Und wir haben als Verbündete
einen unbedingten Aufklärungs-
bedarf.“

Kontrolle der Hilfszusagen
Istanbul. (afp) Die Vereinten
Nationen werden künftig
kontrollieren, ob Geberlän-
der ihre Hilfszusagen für ar-
me Staaten tatsächlich ein-
halten. „In der Vergangen-
heit erhielten wir viele groß-
zügige Zusicherungen, doch

nicht alle wurden umge-
setzt“, sagte UN-Generalsek-
retär Ban Ki Moon in Istan-
bul auf einer Konferenz für
die am wenigsten entwickel-
ten Länder. Die Konferenz
soll einen neuen zehnjähri-
gen Hilfsplan verabschieden.

Vorläufig heruntergefahren
Tokio. (dapd). Auf Druck der
japanischen Regierung wird
das Atomkraftwerk Hamao-
ka heruntergefahren, bis die
Sicherheitsvorkehrungen ge-
gen Erdbeben und Tsunamis
verbessert worden sind. Der
Betreiber Chubu Electric

Power erklärte, in einer Son-
dersitzung der Unterneh-
mensführung sei entschieden
worden, die drei Reaktoren
vom Netz zu nehmen. Damit
kam der Konzern einer For-
derung von Ministerpräsi-
dent Naoto Kan nach.

UNTERM STRICH

„Wir stehen zwar für europäische Solidarität,
aber wenden uns gegen eine Haftungsunion.“
Der Vorsitzende der nordrhein-westfälischen FDP, Daniel
Bahr, der Korrekturen am permanenten Euro-Stabilitätsme-
chanismus fordert.

THÜRINGISCHE LANDESZEITUNG

Thüringer Tagespost · Thüringer
Neueste Nachrichten · Mitteldeut-
sche Allgemeine · Eisenacher
Presse · Eichsfelder Tageblatt

Marienstraße 14, 99423 Weimar Te-
lefon (03643) 206-3; Durchwahl
206 - ; Chefredaktion -411; Fax -422;

E-Mail redaktion@tlz.de
Chefredakteur: Hans Hoffmeister
Stellvertretende Chefredakteure:
Hartmut Kaczmarek und Gerlinde
Sommer
Verantwortliche:
Chefs vom Dienst Dieter Lücke
(-423; Gebietsredaktionen); Norbert
Block (-420; Zentralredaktion) Lan-
desredaktion Elmar Otto (0361-
555 05 38)
Kultur und Wissenschaft Dr. Wolf-
gang Hirsch (-450); Wirtschaft Hans
Hoffmeister (-434); Sport Thomas
Czekalla (-440); Bildredaktion Peter
Michaelis (-455); Redaktionstech-
nik Albrecht Brömel (-460)
Lesertelefon: (03643) 206-411
Kolumnist: Bodo Baake
Karikaturist: Nel/Ioan Cozacu
Gebietsredaktionen/Pressehäuser
in Eisenach, Erfurt, Gera, Gotha,
Eichsfeld, Mühlhausen/BadLangen-
salza, Jena, Weimar.
Der Verlag übernimmt für unver-
langt eingesandte Manuskripte, Un-
terlagen und Fotos keine Gewähr.

Anzeigen und Vertrieb:
ZEITUNGSGRUPPE THÜRINGEN
GmbH & Co. KG
Gottstedter Landstr. 6, 99092 Erfurt;
Tel. (0361) 2274; Fax 2275007; E-
Mail: geschaeftsfuehrung@zgt.de;
Für Anzeigen: Fax: (0361) 2275235;
E-Mail: anzeigenzentrale@zgt.de
Geschäftsführer: Dr. Martin Jasch-
ke (Sprecher), Klaus Schrotthofer,
Ulrich Hölscher; Verantwortlich für
Anzeigen: Mathias Gauß, Lutz
Schulz; Anzeigenpreisliste Nr. 23
(gültig ab 1. 1. 2011); Service-Nr. für
tel. Anzeigenaufnahme 01802-
111315 (6 Cent /Anruf); Hauptver-
triebsleiter: Eberhard Heinze, An-
dreas Hohmann; E-Mail: zustellser
vice@zgt.de; Erfüllungsort und Ge-
richtsstand für das Mahnverfahren
ist Erfurt. Anzeigen und Beilagen
politischen Inhaltes stellen allein
die Meinung der erkennbaren Auf-
traggeber dar.

Verlag: THÜRINGISCHE LANDES-
ZEITUNG Verlag GmbH & Co. KG,
Marienstr. 14, 99423 Weimar; Tel.
(03643) 206-400, Fax 206-402, Ge-
schäftsführer: Dr. Martin Jaschke,
Klaus Schrotthofer, Ulrich Hölscher
E-Mail: geschaeftsfuehrung@tlz.de

Druck: TA-Druckhaus Erfurt GmbH
& Co. KG, OTZ-Druckzentrum
GmbH & Co. KG.

HINTERGRUND

Weitere Herabstufung
Erneute Hilfsaktion für Griechenland wird immer konkreter
Brüssel. (afp) Die Hinweise auf
eine weitere Hilfsaktion für das
hochverschuldete Griechen-
land werden immer konkreter.
Während die Ratingagentur
Standard & Poor's Griechen-
lands Kreditwürdigkeit weiter
herabstufte, wird hinter den Ku-
lissen überlegt, Athen kommen-
des Jahr erneut zur Seite zu ste-
hen, wie EU-Kreisen zu erfahren
war. Ein möglicher Austritt
Griechenlands aus der Euro-
Zone wurde erneut heftig de-
mentiert.

Eigentlich sollte Griechen-
land im kommenden Jahr
schrittweise an die Finanzmärk-
te zurückkehren und sich dort
wieder selbst Geld leihen. Da die
Zinsen auf griechische Anleihen
aber immer neue Höchststände

erreichen, scheint dieses Vorha-
ben ausgeschlossen. Einen wei-
teren Rückschlag bedeutete die
Ankündigung der Ratingagentur
Standard & Poor's, ihre Note für
die griechischen Staatsschulden
um zwei Stufen auf B herabzu-
stufen. S&P begründete dies mit
der gestiegenen Wahrschein-
lichkeit einer Umschuldung
Griechenlands.

Die griechische Regierung
kritisierte die Herabstufung
scharf und stellte die Glaubwür-
digkeit der Agentur in Frage. Es
gebe keine neuen Entwicklun-
gen, die zu einer Verschlechte-
rung der Lage im Land beigetra-
gen hätten, erklärte das Finanz-
ministerium in Athen. Die Zin-
sen für zehnjährige griechische
Staatsanleihen stiegen nach der

neuen Bewertung jedoch von
15,350 auf 15,483 Prozent.

Die Entwicklungen lassen
die Sorgen um Griechenland
weiter wachsen. Im Jahr 2012
werde es „Löcher“ in der Finan-
zierung des Landes geben, hieß
es aus EU-Kreisen. Daher werde
beraten, ob weitere Finanzhilfen
„nötig sind oder nicht“. Auch die
Tageszeitung „Die Welt“ zitierte
aus EU-Kreisen: „Wir brauchen
möglicherweise ein zweites Ret-
tungspaket für Griechenland.“
Im kommenden Jahr benötigt
Griechenland 66 Milliarden Eu-
ro, von denen jedoch nur 25 Mil-
liarden aus den vereinbarten
Notkrediten kommen. Im Ge-
genzug für weitere Hilfen könn-
ten neue Anstrengungen von
Griechenland gefordert werden.

Mehr rein als raus: Im vergangenen Jahr sind erstmals seit 2007
wieder mehr Menschen nach Deutschland zugewandert als fortge-
zogen. 798 241 Zuzüglern standen 670 606 Auswanderer gegen-
über, die das Statistische Bundesamt in Wiesbaden gestern mitteil-
te. Grafik: afp


